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(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)
5. Grünflächen

6. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
   und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen 
und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie Gewässern

Erhalt der Bäume

7. Sonstige Planzeichen

8. Darstellung ohne Normcharakter
z. B.   218
           27

Flurstücksgrenzen

vorhandene Bebauung

vorhandene Zäune

Nadelbaum
Laubbaum

Gebüschfläche

Laubwald
Regeneinlauf

Stahlbetonmast

z. B. 26,50 Höhe über DHHN92 (m ü. NHN)

Gemarkungsgrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
4. Verkehrsflächen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

9. Erläuterung Nutzungsschablone

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 BauGB)
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1.5.1.3 Im Vorfeld von Umbauarbeiten/Sanierungen/Abriss von bestehenden Gebäuden 
mit Fledermauspotenzial ist eine Überprüfung der Dachräume auf das 
Vorkommen von Fledermäusen im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung 
notwendig. Die ökologische Baubegleitung legt auf Grundlage der Untersuchung 
der Dachräume notwendige artenschutzrechtliche Maßnahmen, wie 
Bauzeitenregelung, fachliche Begleitung während der Arbeiten sowie Ersatz für 
den Verlust von Fledermausquartieren fest. Die Einhaltung und Begleitung der 
benannten Maßnahmen sowie die Dokumentation dieser obliegt ebenfalls der 
ökologischen Baubegleitung. 

1.5.1.4 Bäume innerhalb von Grünflächen sind zu erhalten. 
1.5.1.5 Die festgesetzten Bäume sind zu erhalten und bei Ausfall durch gleichartige 

Bäume zu ersetzen. 
 
1.5.2  Kompensationsmaßnahmen 
1.5.2.1 Zur Kompensation des Eingriffes ist auf der westlichen privaten Grünfläche eine 

1.000 m ² große Streuobstwiese anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Es ist 
extensives Grünland mit einmaliger Mahd/Jahr zu entwickeln. W eiterhin sind 10 
hochstämmige Obstbäume StU 14/16 cm mit Verankerung aus heimischen 
Baumschulen im Raster 10 m x 10 m zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. W ildschutz ist zu gewährleisten.  

 
 Die Mahd ist ab 1. August bis spätestens Mitte September auf mindestens 10 cm 

Schnitthöhe vorzunehmen. Das Mahdgut ist zu beseitigen. Auf Düngung, PSM, 
Nachsaat, Walzen, Schleppen und Umbrechen ist zu verzichten. Alternativ kann 
eine Beweidung mit Schafen (Zeitpunkt nach Absprache mit der UNB) erfolgen. 
Die Pflanzungen sind spätestens im Herbst des Jahres der Baufertigstellung und 
Inbetriebnahme durchzuführen. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine 
fachkundige Person zu planen und zu begleiten. Diese hat nach Abschluss der 
Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an die UNB und Bauherrn 
weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der UNB und anderen Beteiligten zu 
organisieren. 

 
1.5.2.2 Falls nicht zur Erhaltung festgesetzte Bäume außerhalb von Grünflächen 

beseitigt werden müssen, ist jeweils ein hochstämmiger Obstbaum StU 14/16 
cm, mit Verankerung, aus heimischen Baumschulen zu pflanzen, zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten. W ildschutz ist zu gewährleisten. siehe Artenliste 

 
Artenliste: Apfelbäume z. B. Pommerscher Krummstiel, Danziger Klarapfel, Gravensteiner, 

Gelber Richard, Clivia, Carola, Roter W interstettiner, Apfel aus Grünheide, Cox 
Orange, Kaiser W ilhelm, Königlicher Kurzstiel; 
Birnen z. B. Konferenz, Clapps Liebling, Gute Graue, Bunte Julibirne, 
Pastorenbirne. Kleine Landbirne, Alexander Luc., Gute Luise, Tangern; 
Quitten z. B. Apfelquitte, Birnenquitte, Konstantinopeler Apfelquitte 

 
1.6 Ö rtliche Bauvorschriften über Anforderungen an die äußere Gestaltung der 

baulichen Anlagen gemäß  § 86 Abs. 1 Nr. 1 Abs. 3 Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. V. m. § 9 Abs. 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) 

1.6.1 Als Dacheindeckung für Sattel- und Flachdächer sind nur Dachziegel, 
Dachbleche und Betondachsteine zulässig. Bei Dachaufbauten ist die 
Eindeckung dem Hauptdach anzupassen. 

1.6.2 Auf den Dachflächen der Gebäude in den Baufeldern 1 und 2 sind 
Dachphotovoltaikanlagen zulässig. 

 

2 Hinweise 
2.1 Altlasten und Bodenschutz 
 
Die Flächen in der Gemarkung Pasewalk Flur 28 Flurstücke 218/7, 218/14 und 226/4 werden 
als Altlastverdachtsfläche aufgrund der früheren Nutzung (ehem. Tanklager, 
Technikstellflächen, Waschrampe, Klempnerei und Tischlerei) und dem Umgang mit 
umweltrelevanten und gesundheitsgefährdenden Stoffen u. a. durch den Einsatz von 
Mineral-Ö l-Kraftstoffen, Reinigungsmitteln, Lacken und Farben Im Altlastenkataster des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald geführt. 
Das Ingenieurtechnische Gutachten „Orientierende Altlastenuntersuchung in der Gemarkung 
Pasewalk, Flur 28, Flurstücke 218/7, 218/14 und 226/4 (B-Plan-Gebiet, “verlängerte 
Klosterstraße“)“ vom 16.07.2018 kommt zu folgendem Ergebnis: 
Im Rahmen der orientierenden Untersuchungen konnten Im Bereich der untersuchten 
Altlastenverdachtsflächen keine Hinweise auf umweltrelevante Kontaminationen des Bodens 
festgestellt werden. Es wurden in einzelnen Proben aus den im Untergrund flächenhaft 
vorhandenen Bauschuttablagerungen lediglich erhöhte Gehalte an PAK und einzelnen 
Schwermetallen nachgewiesen, die jedoch nicht die entsprechenden Prüfwerte für die direkte 
Aufnahme von Schadstoffen auf Industrie- und Gewerbegrundstucken (Wirkungspfad Boden 
- Mensch) gemäß § 8 Abs.1 Satz 2 Nr. 1 BBodSchG überschreiten. 
 
Ausgehend von der vom Auftraggeber vorgegebenen Aufgabenstellung kann einge-schätzt 
werden, dass kein Handlungsbedarf hinsichtlich der Durchführung weiter-führender 
altlastenrelevanter Untersuchungen oder Gefahrenabwehrmaßnahmen besteht.  
Im Falle von Tiefbauarbeiten ist jedoch zu beachten, dass im Bereich des gesamten B-Plan-
Gebietes Aushubmaterial (insbesondere Bauschutt) anfallen kann, dessen PAK-Gehalte 
deutlich über dem Zuordnungswert für die Einbauklasse Z 2 gemäß LAGA-RL 20 liegen kann 
und dann fachgerecht zu entsorgen ist.“ 
 
2.2 W asserwirtschaft 
 
Rohrleitungen und Uferbereiche von Gewässern II. Ordnung (z. B. Gräben) sind 
entsprechend § 38 Wasserhaushaltsgesetz in einem Abstand von mind. 5 m ab 
Böschungsoberkante von einer Bebauung auszuschließen/von dem geplanten Bauvorhaben 
freizuhalten. (A) 
Nach § 5 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz. WHG) 
vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585) ist eine nachteilige Veränderung der 
Gewässereigenschaften zu vermeiden und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu 
erhalten. (H) 
Nach § 46 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bedarf das Einleiten von Niederschlagswasser in 
das Grundwasser durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis, soweit dies In einer 
Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 WHG geregelt ist. Anfallendes unbelastetes 
Niederschlagswasser kann daher erlaubnisfrei über eine ausreichende Sickerstrecke von 
mind. 1,00 m zum Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) versickert werden. Nach 
dem DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt DWA·A 136 muss der relevante Versickerungsbereich im 
kf-Bereich von 1*1O`3 bis 1*1O`6 m/s liegen. (H) 
Nach § 49 (1) Wasserhaushaltsgesetz sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, 
dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit 
des Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der 
Arbeiten anzuzeigen. W ird nach § 49 (2) Wasserhaushaltsgesetz dabei unbeabsichtigt 
Grundwasser erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. (H) 
Niederschlagswasser soll nach § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ortsnah versickert, 
verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-schaftliche Belange entgegenstehen. 
Die Trinkwasserversorgung und die Abwasserentsorgung ist mit dem zuständigen 
Zweckverband Wasser/Abwasser bzw. Rechtsträger der Anlage abzustimmen. (A) 
Eine fachgerechte Abwasserbehandlung ist sicherzustellen. (A) 
Die Ableitung des Regenwassers hat getrennt vom Abwasser zu erfolgen. (A) 
Von den Dach- und Stellflächen anfallendes unbelastetes Regenwasser kann schadlos 
gegen Anlieger auf dem Grundstück versickert werden. (H)" 
 

Text·- Teil B 
(textliche Festsetzungen) 
 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
Hinweis: 
 

Die Änderungen gegenüber der geltenden Satzung werden durch das Einrahmen der textlichen 
Festsetzungen im Text (Teil B) und der Allgemeinen Hinweise kenntlich gemacht.  
 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) zur 1. Änderung des 
Bebauungsplan es  44/17 „verlängerte Klosterstraße“ der Stadt Pasewalk 

 
1.1. Art und Maßnahme der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; 

§ 4 BauNVO) 
 

1.1.1  Art der baulichen Nutzung 
1.1.1.2 Die gem.§ 6 Abs. 2 Nr. 5 - 8 BauNVO zulässigen Anlagen für Verwaltungen 

sowie für kirchliche. kulturelle, soziale. gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
Gartenbaubetriebe. Tankstellen. sowie Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a 
Abs. 3 Nr. 2 In den Teilen des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche 
Nutzungen geprägt sind, sind unzulässig. 

1.1.1.3 Die gemäß § 6 Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne 
des § 4a Abs. 3 Nr. 2 außerhalb der in Absatz 2 Nr. 8 bezeichneten Teile des 
Gebiets sind nicht zulässig. 

1.1.1.4 Im Baufeld 3 ist die Errichtung und Nutzung einer Nebenanlage für die Haltung 
von Geflügel (z.B. Hühner) für den Eigenbedarf zulässig. 

 
1.2 Ba uweise und Baugrenzen/ Überbaubare und nic h t  überbaubare 

Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

1.2.1 Im Baufeld eine 3 ist eine offene Bauweise festgesetzt.  
1.2.2 Es wird eine, vom § 22 Abs. 2 BauNVO abweichende Bauweise festgesetzt. Im 

Baufeld 1 (BF 1) und im Baufeld 2 (BF 2) darf die Länge der Gebäude mehr als 
50 Meter betragen. 

1.2.3 Für Gebäude sind Vor- und Rücksprünge von der Baulinie/Baugrenze gem. § 23 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 BauNVO zwischen 0,10m bis 0,30m 
ausnahmsweise zulässig. 

 
1.4 Festsetzungen zu Stellplätzen (§ 9Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m . § 12 und 23 

BauNVO) 
 
1.4.1 Stellplätze sind gem. § 12. Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen sowie innerhalb der im Bebauungsplan Nach § 9 Abs. 1 Nr. 
4 BauGB festgesetzten Flächen zulässig, soweit landesrechtliche Vorschriften 
nicht entgegenstehen. Carportanlagen und Garagen sind zulässig. 

 
1.5 Flachen für Maßnahmen zum Schutz, zur  Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
1.5.1  Vermeidungsmaßnahmen 
1.5.1.1 Strauch- und Baumbeseitigungen sind außerhalb des Zeitraumes 1. März - 30. 

September durchzuführen. 
1.5.1.2 Abrissarbeiten sind außerhalb des Zeitraumes 1. März - 30. September 

durchzuführen. 

Sollten bei Erdbauarbeiten Dränungen oder auch andere hier nicht erwähnte 
Entwässerungsleitungen angetroffen oder zerstört werden, so sind diese in jedem Fall 
funktionsfähig wiederherzustellen. Der Wasser- und Bodenverband ist zu informieren. Dies 
gilt auch, wenn die vorg. Anlagen zum Zeitpunkt trockengefallen sind.“ 
 
2.3 Denkmalschutz 
Die Flurstücke und ihre Bebauung sind derzeit nicht Bestandteil der Baudenkmalliste des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald. 
Die Flurstücke sind zudem derzeit nicht in der Bodendenkmalliste des Landkreises 
Vorpommer-Greifswald erfasst. 
 
Durch das Vorhaben werden Belange der Baudenkmalpflege nicht berührt. 
Im Planungsbereich sind derzeit keine Bodendenkmale bekannt.  
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten neu entdeckt werden, gelten die Bestimmungen des 
§ 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu 
benachrichtigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 
Grundeigentümer und zufä llig Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund 
und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des 
Landesamtes in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf 
Werktage nach Zugang der Anzeige bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. 
Die untere Denkmalschutzbehörde kann im Benehmen mit dem zuständigen Landesamt die 
Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die 
Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V). 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger Ö ffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist. 
 
2.4 Kampfmittel 
Dem Kampfmittelkataster des Landes sind derzeit keine Anhaltspunkte auf latente 
Kampfmittelgefahren zu entnehmen. Für die o. g. Flurstücke besteht daher aus Sicht des 
Munitionsbergungsdienstes derzeit kein Erkundungs- und Handlungsbedarf. 
 
2.5 Kartengrundlage 
Als Kartengrundlage dient die Bestandsvermessung des Vermessungsbüros Zeise, 
Papendorfer Chaussee 2, 17309 Pasewalk, Stand: 07.06.2017. 
Längenmaße und Höhenangaben in Meter, Höhenangaben des Bestandes beziehen sich auf 
DHHN 92 (NHN). 
Stand Kataster: Juli 2023 
 

Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17  
„verlängerte Klosterstraße“ der Stadt Pasewalk 
 
 
Verfahrensvermerke  
 
 
1. Die Stadtvertretung hat am 04.05.2023 den Beschluss zur Einleitung des Planverfahrens zur Sat-

zung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 „verlängerte Klosterstraße“ der Stadt 
Pasewalk gefasst.  

 
 Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im „Pasewalker 

Stadtanzeiger“ am ……………… erfolgt.  
 
 
 Pasewalk, ........................  
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
2. Die Stadtvertretung hat in ihrer Sitzung am ...................... den Entwurf der 1. Änderung des Be-

bauungsplanes Nr. 44/17 mit Begründung gebilligt und zur Auslegung bestimmt.  
 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ........................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
und über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt worden.  

 

 Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  
 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
4. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17, bestehend aus der Planzeichnung 

(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie der Begründung lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
........................ bis ...................... während folgender Zeiten  

 
 Montag  von 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr  
 Dienstag  von 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
 Mittwoch  von 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr  
 Donnerstag   von 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr  
 Freitag   von 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
 Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 

abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am ................. in den „Pasewalker Nachrichten“ ortsüblich bekannt gemacht worden. Gemäß § 
4 a Abs. 4 BauGB wurde die Bekanntmachung sowie die ausgelegenen Planunterlagen ebenfalls im 
Internet auf der Homepage der Stadt Pasewalk veröffentlicht.  

 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  

 
 
5. Die Stadtvertretung hat in ihrer Sitzung am …............... die vorgebrachten Stellungnahmen der Öf-

fentlichkeit sowie die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.  

 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
6. Der katastermäßige Bestand am ................. wird als richtig bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen 

Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechts-
verbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : .......... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet 
werden.  

 
 
 Anklam , ......................... 
      Kataster- und       Siegel  
      Vermessun gsamt 
 
 
7. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 

dem Text (Teil B), wurde am …………………….. von der Stadtvertretung als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 wurde mit Beschluss der Stadt-
vertretung vom ........................ gebilligt.  

 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
8. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 als Satzung, bestehend aus der Planzeichnung 

(Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.  
 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
9. Die Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 ist mit der Begründung in den 

„Pasewalker Nachrichten“ am ......................... bekannt gemacht worden. Die Stelle, bei der der Plan 
auf Dauer während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden kann und über dessen In-
halt Auskunft zu erhalten ist, wurde ebenfalls am ....................... in den „Pasewalker Nachrichten“ 
bekannt gegeben. Die Bekanntmachung und die Satzung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
44/17 mit der Begründung sind auch im Internet auf der Homepage der Stadt Pasewalk eingestellt. 

 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§§ 214 und 215 BauGB) und 
weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) sowie auf Be-
stimmungen des § 5 (5) der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 
vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), in Kraft getreten gemäß Artikel 3 Abs. 1 dieses Gesetzes 
am 05. September 2011, hingewiesen worden. 

 Die Satzung ist am ............................. in Kraft getreten.  
 
 
 Pasewalk, ......................... 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 

 
Präambel 
 
 
Aufgrund des § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr.6) sowie nach § 86 Landesbauordnung Mecklen-
burg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. 
M-V 2015 S. 344), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033), wird 
nach Beschlussfassung Stadtvertretung Pasewalk vom ………… ………… die folgende Satzung zur 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44/17 „verlängerte Klosterstraße“ der Stadt Pasewalk, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen. 
 
 
Pasewalk, ……………………… 
      Der Bürgermeister  Siegel 
 
 
 
 
 
 
 

Rechtsgrundlagen  
 
 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr.6);  
 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 
2023 (BGBI. 2023 l Nr.6);  

   
- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenver-

ordnung 1990 – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802);  

 
- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015 S. 344), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 26. Juni 2021 
(GVOBl. M-V S. 1033);  

 
- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 
2019 (GVOBI. M-V S. 467); 

 
- Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern – Landespla-

nungsgesetz (LPlG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 05. Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503, 613), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 09. April 2020 (GVOBl. M-V S. 166, 181);  

 
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 
1362, 1436);  

 
- Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (Natur-

schutzausführungsgesetz – NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010 (GS M-V GI Nr. 791-8), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228);  

 
- Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaldG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 870), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 790, 794).  

 
 

Planzeichnung (Teil A)

Lage des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes


